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Inhalt: Geſetz, betreffend die Vereinigung des Ober⸗Appellationsgerichts mit dem Obertribunal, S. 19. — 
Geſetz, betreffend die Abänderung des §. 125. der Hannoverſchen bürgerlichen Prozeßordnung vom 
8. November 1850., S. 20. — Geſetz, betreffend die Ablöſung der den geiſtlichen und Schul 
Inſtituten, ſowie den frommen und milden Stiftungen u. ſ. w. in der Provinz Hannover zuſtehenden 
Realberechtigungen, S. 21. — Geſetz, betreffend den Beginn der verbindlichen Kraft der durch die 
Geſetz⸗Sammlung verkündeten Erlaſſe, S. 28. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 
1872. durch die Regierungs⸗ Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ac, S 24. 


(Nr. 8176.) Geſetz, betreffend die Vereinigung des Ober⸗Appellationsgerichts mit dem Ober- 
tribunal. Vom 6. Februar 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: s 
ei 


Das durch die Verordnung vom 27. Juni 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1103.) 
errichtete Ober⸗Appellationsgericht wird mit dem Obertribunal vereinigt. 
Dias Letztere erhält die Zuständigkeit, welche dem Ober⸗Appellationsgericht 
beigelegt war. 5 ; 


Der bisherige Vizepräſident des Ober⸗Appellationsgerichts tritt nach feinem 
Dienſtalter in die Reihe der Vizepräſidenten des Obertribunals und führt den 
Titel „Obertribunals⸗Vizepräſident“. Die Räthe des Ober- Appellationsgerichts 
treten als Ober» Tribunalscäthe mit der ihnen in Folge des Allerhöchſten Erlaſſes 
vom 20. März 1872. (Geſetz-Samml. S. 261.) zuſtehenden Anciennetät in das 
Obertribunal ein. 5 


Die bei dem F anhängigen Sachen gehen in der 
Lage, in welcher ſie ſich am Tage der Vereinigung dieſes Gerichtshofes mit dem 
Obertribunal befinden, an das Letztere über, ohne daß es einer Erneuerung der 
früheren Prozeßhandlungen bedarf. 

Jahrgang 1874. (Nr. 8176-8177) 4 $: 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 20. Februar 1874. 


u 


$. 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1874. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 6. Februar 1874. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. 


(Nr. 8177.) Geſetz, betreffend die Abänderung des F. 125. der Hannoverſchen bürgerlichen 
Prozeßordnung vom 8. November 1850. Vom 13. Februar 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für die Provinz Hannover, was folgt: 


K. 1. 

Die Vorſchrift des $. 125. Abſatz 3. der Hannoverſchen bürgerlichen Pro⸗ 
zeßordnung vom 8. November 1850. wird dahin abgeändert, daß der weſentliche 
Inhalt der zuzuſtellenden Schrift in öffentliche Blätter eingerückt wird. 

Die Veröffentlichung des Auszuges erſetzt die Veröffentlichung der zuzu⸗ 
ſtellenden Schrift. 912 


Enthält die zuzuſtellende Schrift eine Ladung, jo müſſen in dem Auszuge 
das Prozeßgericht, die Parteien, der Gegenſtand des Prozeſſes, der Zweck der 
Ladung und die Zeit, zu welcher der Geladene erſcheinen ſoll, bezeichnet werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Februar 1874. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. 


(Nr. 8178.) 


* 1 


(Nr. 8178.) Geſetz, betreffend die Ablöſung der den geiſtlichen und Schul Inſtituten, ſowie 
den frommen und milden Stiftungen u. ſ. w. in der Provinz Hannover 
zuſtehenden Realberechtigungen. Vom 15. Februar 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für die 
Provinz Hannover, was folgt: 
§. 1. 


Die an Kirchen, Pfarren, Küſtereien oder fonftige geiftliche Inſtitute, an 
kirchliche Beamte, öffentliche Schulen und deren Lehrer, höhere Unterrichts- und 
Erziehungsanſtalten, fromme und milde Stiftungen oder Wohlthätigkeitsanſtalten, 
ſowie an die zur Unterhaltung aller vorgedachter Anſtalten beſtimmten Fonds zu 
entrichtenden beſtändigen Abgaben und Leiſtungen, welche auf Grundſtücken ruhen, 
unterliegen, inſofern fie nicht zu den öffentlichen Laſten gehören, der Ablöſung 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes. | 


$. 2. 

Soweit nicht in den nachfolgenden Paragraphen abweichende Beſtimmungen 
getroffen find, richtet ſich die Ablöſung der im FK. 1. bezeichneten Reallaſten nach 
den Vorſchriften des Geſetzes vom 3. April 1869. (Geſetz-Samml. S. 544.) 
und der daſelbſt in Bezug genommenen Verordnung vom 28. September 1867. 
(Geſetz-Samml. ©. 167 05 

Die entgegenſtehende Vorſchrift im §. 17. des Geſetzes vom 3. April 1869. 
wird aufgehoben. 5 953 


Der nach den Beſtimmungen der Hannoverſchen Ablöſungs-Ordnung feſt f 


geſtellte Jahreswerth der abzulöſenden Abgaben und Leiſtungen (F. 6. der Verord- 
nung vom 28. September 1867.) wird: 
1) wenn der Antrag von dem Verpflichteten ausgeht, zum 25fachen 
Betrage, 
2) wenn der Antrag von dem Berechtigten ausgeht, zum 22 fachen 
Betrage, 
durch Kapital abgelöſt. 
Die Abfindung erfolgt durch Vermittelung der Rentenbank. Dem Ver⸗ 
1 ſteht jedoch frei, baar zum 25 fachen beziehungsweiſe zum 22 fachen 
etrage abzulöſen. 8 4 


Bei der Ablöſung durch Baarzahlung iſt der Verpflichtete befugt, das nach 
Vorſchrift des vorigen Paragraphen zu berechnende Kapital in vier aufeinander 
folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablaufe der Kündigungsfriſt an ge 
rechnet, zu gleichen Theilen abzutragen. Der Berechtigte iſt jedoch nur ſolche 
Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeſtens Einhundert Thaler be⸗ 
tragen. Der jedesmalige Rückſtand iſt mit 4 Prozent jährlich zu verzinſen. 

(Nr. 8178) 4* F. 5. 


1 


— 


. 


$. 5. 


Für die Vermittelung der Rentenbank find die Vorſchriften des Geſetzes 
vom 3. April 1869. mit folgenden Abänderungen maßgebend: 


1) Der Berechtigte erhält den nach Vorſchrift des §. 3. berechneten Be⸗ 
trag in Rentenbriefen nach dem Nennwerthe und, ſoweit dies durch 
ſolche nicht vollſtändig geſchehen kann, in baarem Gelde. 

2) Der Beſttzer des pflichtigen Grundſtücks hat vom Zeitpunkt der Renten⸗ 
übernahme und während der Tilgungsperiode von 56½ Jahren an die 
Rentenbank eine Jahresrente zu entrichten, welche 43 vom Hundert der 
an den Berechtigten zu gewährenden Abfindung beträgt; Renten oder 
Rententheile unter Einem Silbergroſchen werden von der Rentenbank 
nicht übernommen, vielmehr wird der 22 fache Betrag derſelben von 
dem Beſitzer des verpflichteten Grundſtücks unmittelbar an den Berech- 
tigten gezahlt. 

3) Die Vermittelung der Rentenbank findet nur ſtatt, wenn die Ablöſung 
bei der zuſtändigen Ablöſungsbehörde bis zum 31. Dezember 1875. be⸗ 
antragt worden iſt. 

ür den Berechtigten geht mit Ablauf dieſer Friſt die Befugniß, 
auf Kapitalabfindung anzutragen, mit Ausnahme des im folgenden 
Paragraphen gedachten Falles überhaupt verloren. 


§. 6. 
In dem Falle des §. 32. der Hannoverſchen Verordnung über die bei 


Ablöſung der grund- und gutsherrlichen Laſten ꝛc. zu befolgenden Grundſätze 
vom 10. November 1831. find die Geld oder Fruchtrenten zum 25 fachen Be- 


trage des Jahreswerths abzulöſen. 


8 

Sind vor Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes Feſtſetzungen, welche 
mit demſelben nicht in Einklang ſtehen, bereits auf rechtsverbindliche Weiſe zu 
Stande gekommen, ſo behält es bei denſelben ſein Bewenden. 

Rückſichtlich der Ablöſung derjenigen Realberechtigungen, welche dem von 
der Kloſterkammer verwalteten Kloſterfonds zuftehen, wird durch das gegenwär⸗ 
tige Geſetz nichts geändert. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. Februar 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. 


(Nr. 8179.) 


1 


(Nr. 8179.) Geſetz, betreffend den Beginn der verbindlichen Kraft der durch die Geſetz⸗Samm ⸗ 
lung verkündeten Erlaſſe. Vom 16. Februar 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
SL 


Iſt in einem durch die Geſetz- Sammlung verkündeten Erlaſſe der Zeit⸗ 
punkt, mit welchem derſelbe in Kraft treten ſoll, nicht beſtimmt, ſo beginnt deſſen 
verbindliche Kraft in dem ganzen Umfange Unſerer Monarchie mit dem vierzehnten = eee. ara 
Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem das betreffende Stück der . a 
e aemtung in Berlin ausgegeben worden iſt. RER 
Die entgegenftehenden Ge angel des Geſetzes vom 3. April 1846. , 
. S. 151.), der Verordnung vom 1. Dezember 1866. (Geſetz⸗ 
amml. S. 743.) und der Verordnung vom 29. Januar 1867. (Geſetz. Samml. 
S. 139.) werden aufgehoben. 


$. 2. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. März 1874. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 16. Februar 1874. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. 


(Nr. 81799 Be⸗ 


AR, Bl 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das Allerhöchſte Privilegium vom 12. November 1873. wegen Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Kreisobligationen des Elbinger 
Kreiſes bis zum Betrage von 300,000 Thalern durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Danzig Jahrgang 1874. Nr. 4. S. 34. bis 36., 
ausgegeben den 24. Ber 1874. ; 


2) das Allerhöchſte Privilegium vom 22. November 1873. wegen Emiffion 
auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt M.⸗ Gladbach zum 
Betrage von 200,000 Thalern (600,000 Mark Reichswährung) durch 
das Amtsblatt der Königl. eden de zu Düſſeldorf Jahrgang 1874. 
Nr. 2. S. 25. bis 28., ausgegeben den 19. Januar 1874. 


3) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. November 1873. wegen Ausgabe 
auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Hückeswagen zum 
Betrage von 300,000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 
rung 1 Düſſeldorf Jahrgang 1874. Nr. 2. S. 28. bis 31., ausgegeben 
den 19. Januar 1874., 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. November 1873., betreffend die Ueber⸗ 
nahme der von der Stadtgemeinde Dt. Eylau ausgebauten Chauſſee von 
Dt. 1 bis zur Löbauer Kreisgrenze bei Rodzonno Seitens des Kreiſes 
Roſenberg und die Uebertragung der der Stadtgemeinde Dt. Eylau in 
Bezug auf dieſe Chauſſee verliehenen fiskaliſchen Vorrechte auf den Kreis 
Roſenberg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marien⸗ 
werder Jahrgang 1874. Nr. 5. S. 27., ausgegeben den 4. Februar 1874. 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 27. November 1873., betreffend die Ver- 
leihung des Expropriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an den 
Kreis Herford für den Bau und die Unterhaltung der Kreischauſſeen: 
1) von der Stadt Herford über Elverdiſſen durch die ſogenannte Her⸗ 
forder Haide bis zur Grenze des Kreiſes Bielefeld in der Richtung auf 
Sid 2) von Bünde, im Anſchluß an die Chauſſee von Bünde nach 

ldendorf über Ober⸗Ennigloh, Holſen, Oſt⸗ und Weſt⸗Kilver bis zur 
Grenze der Provinz Hannover, 3) von Exter, im Anſchluß an die Kreis- 
ſtraße Oeynhauſen⸗Exter, über Solterwiſch, Hollwieſen bis zur Vlotho⸗ 
Salzuffelner Staatsſtraße bei der Plattenmühle in der Richtung auf 
Vlotho, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden Jahr⸗ 
gang 1874. Nr. 3. S. 17., ausgegeben den 17. Januar 1874., 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 29. November 1873., betreffend die Ver⸗ 
leihung des Expropriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an den 
Kreis Glatz für den Bau einer Chauſſee von Ober⸗Schwedeldorf Fr 

t⸗ 


— 25 — b 
Alt⸗Heide bis zur Grenze des Kreiſes eh e bei Neu⸗Wilmsdorf 
zum Anſchluß an die von Habelſchwerdt bis zu jenem Punkte zu füh⸗ 


rende Chauſſee, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau 
Jahrgang 1874. Nr. 4. S. 27., ausgegeben den 23. Januar 1874.; 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 29. November 1873., betreffend die Ver⸗ 
leihung des Expropriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an den 
Kreis Zauch⸗Belzig für den Bau und die Unterhaltung der Chauſſeen 
von Reetz bis zur Kreisgrenze auf Zerbſt und von Wieſenburg bis 
zur Kreisgrenze auf Görzke, durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 
rung zu Potsdam Jahrgang 1874. Nr. 4. S. 33., ausgegeben den 
23. Januar 1874. 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 29. November 1873., betreffend die Ver⸗ 
leihung des Expropriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an den 
Kreis Roſenberg für die auszubauende Kreis-Chauffeeftrede von Schoffczytz 
nach Roſenberg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln 
Nr. 5. S. 27., ausgegeben den 30. Januar 1874.; 


9) das Allerhöchſte Privilegium vom 29. November 1873. wegen Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Kreisobligationen des Roſenberger 
Kreiſes im Betrage von 6000 Thalern durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Oppeln Jahrgang 1874. Nr. 5. S. 27/28., ausgegeben 
den 30. Januar 1874., 


10) der Mlerböchſte Erlaß vom 15. Dezember 1873., betreffend die Ver⸗ 
leihung des Expropriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an den 
Kreis Militſch⸗Trachenberg für den Bau und die Unterhaltung einer 
Kreis⸗Chauſſee von Trachenberg bis zur Wohlauer Kreisgrenze bei Groß⸗ 
Bargen in der Richtung auf Winzig, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Breslau Jahrgang 1874. Nr. 6. S. 40., ausgegeben den 
6. Februar 1874. 


11) das am 19. Dezember 1873. Allerhöchſt vollzogene Statut der Genoſſen⸗ 
ſchaft für die Melioration der in der Niederung zwiſchen Konin, Koninko 
und Podpniewki im Kreiſe Samter belegenen Grundſtücke durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Jahrgang 1874. Nr. 7. 
S. 53. bis 55., ausgegeben den 12, Februar 1874.; 


12) das Allerhöchſte Privilegium vom 31. Dezember 1873. wegen eventueller 
Ausfertigung auf den Inhaber lautender 43prozentiger Schuldverſchrei⸗ 
bungen des Kreiſes Ragnit im Betrage von 765,000 Mark Reichs- 
währung durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen 
Jahrgang 1874. Nr. 5. S. 31. bis 33., ausgegeben den 4. Februar 1874.; 


13) das Allerhöchſte Privilegium vom 31. Dezember 1873. wegen eventueller 
Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreisobligationen des Heyde⸗ 
kruger Kreiſes im Betrage von 84,000 Mark Reichswährung durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Jahrgang 1874. Nr. 5. 
S. 33. bis 35., ausgegeben den 4. Februar 1874. ; 

14) der 


Ba. 


14) der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Januar 1874., betreffend das der Aktien. 
d eſellſchaft Frankenberg zu Aachen verliehene Expropriationsrecht für die 
rwerbung mehrerer in dem Spezialplan 1 Parzellen zum 
wecke der Errichtung eines ſüdöſtlich von Aachen belegenen neuen 
tadtviertels, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen 

Nr. 7. S. 39., ausgegeben den 5. Februar 1874. ; 


15) das Allerhöchſte Privilegium vom 3. Januar 1874. wegen eventueller 
Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Berlin 
um Betrage von 30,000,000 Mark Reichswährung durch das Amtsblatt 
er Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 7. S. 56. bis 58., ausgegeben 
den 13. Februar 1874. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchbruckerei 
(R. v. Decker). 


